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Die stimmberechtigten Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Winkel sind mittels lnse-
rat und durch Broschüre auf heute 20.00 Uhr in den Breitisaal des Dorfzentrums Winkel zur
Behandlung der folgenden Geschäfte eingeladen worden:

Teilrevision der Nutzungsplanung Zentrumsgebiet 112024

Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum
Winkel"

212024

3. Dienstbarkeitsverträge mit der LANDI Züri-Unterland 312024

4. Erlass der totalrevidierten Polizeiverordnung der Gemeinde Winkel 412024

Die Akten der zu behandelnden Geschäfte sowie das Stimmregister lagen während der gesetz-
lichen Frist in der Gemeindekanzlei zur Einsichtnahme auf.

I

2
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Ort:

Datum

Zeit:

Vorsitz:

Protokoll

Stimmregister:

Stimmenzähler:

Anwesend

N ichtsti m mberechtigte

Stimmrecht:

Montag, 18. Mär22024

Breitisaal, Dorfzentrum Breiti, Winkel

20.00 Uhr - 21.25 Uhr

Gemeindepräsident Marcel Nötzli

Gemeindeschreiber Daniel Lehmann

Das Stimmregister befindet sich im Versammlungslokal und kann
beim Gemeindeschreiber eingesehen werden. Es weist 3'378
Stimmberechtigte aus.

Daniel Ebener
Beatrice Meier

136 Stimmberechtigte

Nichtstimmberechtigte haben ausserhalb der Versammlung Platz
genommen. Am Tisch der Vorsteherschaft ist Gemeindeschreiber
Daniel Lehmann in Winkel nicht stimmberechtigt. Ebenso ist am
Pressetisch Daniela Schenker (Zürcher Unterländer) nicht stimm-
berechtigt.

Das Stimmrecht wird von niemandem bestritten
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Gemeindepräsident Marcel Nötzli begrüsst die Stimmberechtigten zur heutigen Gemeindever-
sammlung. Er eröffnet die Gemeindeversammlung der Politischen Gemeinde Winkel nach den
Vorschriften des Gemeindegesetzes und stellt fest, dass ordnungsgemäss nach den gesetzli-
chen Vorgaben eingeladen wurde und die Akten innert der gesetzlichen Frist auf der Gemein-
dekanzlei aufgelegen haben.

Wahl der Stimmenzähler

Aus der Versammlung werden als Stimmenzähler vorgeschlagen und gewählt

Daniel Ebener, Dorfstrasse 14d,8185 Winkel

Beatrice Meier, Postweg 1, 8185 Winkel

Stimmrecht

Nichtstimmberechtigte haben, soweit bekannt, ausserhalb der Versammlung Platz genommen.
Auf Anfrage des Vorsitzenden wird das Stimmrecht von niemandem bestritten. Gemeinde-
schreiber Daniel Lehmann sowie Daniela Schenker (Zürcher Unterländer) ist in der Gemeinde
Winkel nicht stimmberechtigt.

Geschäftsbehandlun

Dem Gemeinderat ist keine Anfrage nach $ 17 des Gemeindegesetzes eingereicht worden.

Auf Anfrage des Vorsitzenden werden keine Anträge auf Anderung der vorgesehenen Ge-
schäftsbehandlung gestellt.

Für die Traktanden 1 bis 3 sind folgende, nicht stimmberechtigte Personen im Saal anwesend
(die bis zum Schluss im Saal verbleiben):

Anna Fässler
Claudio Grünenfelder
Timo Setz
Peter Voser
Daniel Christoffel
Claudia Trutmann
Andrea Spühler
Walter Kipfer

Sachverständige (STW AG)
Sachverständiger (Eckhaus AG)
Sachverständiger (Eckhaus AG)
Sachverständiger (Voser Rechtsberatung)
Sachverständiger (Ortsplaner Winkel)
Sachverständ ige (angestellte Projektleiteri n )
Präsidenti n Venrualtu ngsrat ( LAN D I Züri-U nterla nd )
Vorsitzender der Geschäftsleitu ng ( LAN D I Zü ri-Unterland )

Auf Anfrage des Vorsitzenden werden keine Ablehnungs- oder Ausstandsgründe gegen diese
Personen geltend gemacht, womit sie zur Beantwortung allfälliger Fachfragen zugelassen sind.
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Teilrevision der Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und Neufestsetzung öffentlicher Ge-
staltungsplan "Dorfzentrum Winkel"

Zielsetzung der Planungsvorlagen in Kürze

Vor 17 Jahren stimmte die Gemeindeversammlung Winkel einer lnitiative zu, welche im Zent-
rum der Gemeinde eine Gestaltungsplanpflicht in der Bau- und Zonenordnung (BZO) verlangte.
Ziel dieser Initiative war, die Voraussetzungen für eine wirkungsvolle Weiterentwicklung des
Gemeindezentrums mit Nutzweisen wie Veruvaltung, Dienstleistung sowie Einkaufen zu schaf-
fen. Auf dieser Grundlage setzte die Gemeindeversammlung im Jahr 2012 den aktuell rechts-
kräftigen öffentlichen Gestaltungsplan Dorfzentrum fest. Seither haben sich die Bedürfnisse ge-
ändert und auf den Grundstücken der Gemeinde und der LANDI Züri-Unterland südlich des
"Alten Schulhauses" wurden keine Neubauten erstellt. Der Verkaufsstandort Winkel der LANDI
Winkel-Rüti wurde aufgehoben, die Poststelle Winkel geschlossen und die Gemeindevenval-
tung ausserhalb des Gestaltungsplanperimeters erstellt.

Anlässlich der lntegration der LANDI Winkel-Rüti in den Verbund der LANDI Züri-Unterland
wurde das Ladensortiment vergrössert, weshalb die LANDI Züri-Unterland (nachfolgend
"LANDI" genannt) eine Vergrösserung des Volg-Ladens wünschte. Aufgrund der veränderten
Rahmenbedingungen entschieden sich die Gemeinde Winkel und die LANDI, eine Testplanung
durchzuführen und in der Folge ein Richtprojekt zu entwickeln. Anhand der Ergebnisse wurden
die Planungsinstrumente überprüft. Dies führte zur Überarbeitung der Nutzungsplanung (Bau-
und Zonenordnung [BZO] und Zonenplan) und Erarbeitung eines neuen öffentlichen Gestal-
tungsplans "Dorfzentrum Winkel".

Das Richtprojekt

Südlich vom "Alten Schulhaus" soll ein attraktiver Begegnungs- und Aufenthaltsort für alle Be-
wohnerinnen und Bewohner von Winkel entstehen, der auch das Zentrum Breiti miteinbezieht.
Hauptelement bildet die Dorfwiese mit einem Spielplatz und weiteren allgemein nutzbaren Auf-
enthaltsbereichen. Gleich daneben soll ein neuer Bereich entstehen mit Einkaufsmöglichkeiten
für den täglichen Bedarf sowie Wohn- und Gewerbebauten. Um eine qualitätsvolle Verbindung
der Freiräume zum Zentrum Breiti herzustellen, soll die Seebnerstrasse im Abschnitt des Ge-
staltungsplans als Begegnungszone (Tempo 20) ausgestaltet werden. Die Parkierung wird
überuviegend unterird isch angelegt.

Während die Bauabsichten der LANDI im Wesentlichen bekannt sind, hat die Gemeinde weder
unmittelbare noch mittelbare Bauabsichten. Sie sieht vor, je nach Bedarf Gebäude mit Woh-
nungen und/oder Dienstleistungs- und Gewerbenutzungen zu erstellen.

Wichtig erscheint dem Gemeinderat, der LANDI zu ermöglichen, demnächst ihren neuen, grös-
seren Dorfladen zu bauen. Der Volg soll ergänzt werden durch eine Metzgerei, Bäckerei und
einem Caf6 mit Aussensitzplätzen. Dieses Gartencaf6 soll am Rand der Dorfwiese, neben dem
öffentlichen Spielplatz angeordnet werden. Die Parzellen der LANDI und der Gemeinde werden
u.a. neu angeordnet bzw. es findet ein Landtausch statt.
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Beschluss Nr. 1 / Signatur 6.0.4.1 / Geschäft 2019-917

Teilrevision der Nutzungsplanung Zentrumsgebiet

Antraq

Der Gemeindeversammlung wird beantragt, folgende Beschlüsse zu fassen

Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung von
Art. 14 Ziffer 2 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird die Teilrevision der
kom m u nalen Nutzu n gsplan u ng festgesetzt, bestehend aus:

- Anderung der Bau- und Zonenordnung, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom
12. Dezember 2023

- Anderung des Zonenplans, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom 12. Dezember
2023

Der Erläuternde Bericht nach Art. 47 RPV zum Erlass "Zentrumszonen [Zl und Zll]"
vom 12. Dezember 2023 wird zur Kenntnis genommen.

Es wird auf die Behandlung des Berichts zu den gesamten Einwendungen aus der öf-
fentlichen Auflage Teilrevision Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher Ge-
staltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. Dezember 2023 in der Neufestsetzung des
öffentlichen Gestaltungsplans, Traktandum Nr. (gemäss lnhaltsverzeichnis), hingewie-
sen.

Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestützlauf $ 89 des Planungs- und Baugesetzes
beantragt, die Teilrevision der kommunalen Nutzungsplanung zu genehmigen.

Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Ziffer I festge-
setzten Akten in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich aus dem Geneh-
migungsverfahren als notwendig eruveisen oder als Folge von Entscheiden aus Rechts-
mittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.

Vl. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

IV

V

Seite 75



PROTOKOLL DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

Versammlung vom Montag, 18. Mär22024

L-'w
inkel

Beleuchtender Bericht

Ausgangslage

Die kommunale Bau- und Zonenordnung (BZO) sowie der Zonenplan wurden letztmals mit Be-
schluss der Gemeindeversammlung vom 21. September 2015 revidiert und Anfang Februar
2016 durch die Baudirektion des Kantons Zürich genehmigt.

Die geplante Revision der Nutzungsplanung präzisiert die Zielsetzungen der lnitiative aus dem
Jahr 2007. Am Perimeter des gültigen öffentlichen Gestaltungsplans und der Gestaltungsplan-
pflicht in der BZO wird festgehalten.

Die neuen Nutzungsvorstellungen auf dem Areal des gültigen Gestaltungsplans Dorfzentrum
stehen teilweise im Widerspruch zu einigen Festlegungen in der BZO sowie dem Zonenplan.
Es handelt sich vonruiegend um die geplante Beanspruchung der Zone für öffentliche Bauten
(öB) für Bauten, welche nicht für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden. Dies be-
trifft vor allem den Dorfladen, welcher am neuen Ort teilweise in der Zone öB zu stehen käme.
Dazu kommt, dass es nicht mehr gestattet ist, eine Zone öB mit einem Gestaltungsplan zu
überlagern, der die Wirkung der gesetzlichen Bestimmungen einer Zone öB unterläuft. Um das
attraktive Dorfzentrum mit jeweils zweckmässig angeordneten Nutzweisen wie Wohnen, Dienst-
leitung und Gewerbe zu schaffen, soll die Zone ö8, soweit sie Teil des neuen öffentlichen Ge-
staltungsplanes bildet, einer Zentrumszone (Zl) zugewiesen werden.

lm Rahmen der Teilrevision wurden die Zonenzuweisungen im gesamten Zentrumsgebiet über-
prüft. Das Zentrum Breiti auf der Westseite der Seebnerstrasse liegt ebenfalls in einer Zone ö8.
Da sich die Nutzweisen im Zentrum Breiti zumindest teilweise als nicht zonenkonform erweisen
(2.8. Wohnungen, Restaurant, Hotel), soll auch an dieser Lage eine Zonenanpassung vorge-
nommen werden.

Sowohl die Umzonung als auch die Festlegung der dazugehörenden Bauvorschriften müssen
vor der Festsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans beschlossen werden, da sie die Rechts-
grundlagen für die Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans bilden.

Anderungen zum Zonenplan

Mit der Teilrevision der Nutzungsplanung ist in dem vom Gestaltungsplan erfassten Gebiet an-
stelle der Zone öB und der Wohnzone Wlll durchgehend eine Zentrumszone Zl vorgesehen.
Das alte Schulhaus verbleibt unverändert innerhalb der Kernzone.

Für das Zentrum Breiti sieht der Zonenplanentwurf anstelle der Zone öB eine Zentrumszone Zll
vor. Diese umfasst die Parzellen Kat.-Nrn.3150 und 3151 der Gemeinde. Keine Anderung
ergibt sich für die Parzelle Kat.-Nr. 3133. Die heutige Nutzweise mit Alterswohnungen ist in der
Zone öB konform.
Zentrumszonen sind bestimmt für eine dichte Überbauung zur Entwicklung von Orts-Zentren,
die neben dem Wohnen vor allem der Ansiedlung von Handels- und Dienstleistungsbetrieben,
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Verwaltungen sowie mässig störenden Gewerbebetrieben dienen. Die Zonen werden haupt-
sächlich aufgrund ihrer Nutzungsmasse unterschieden. ln der Zentrumszone Zl wird der Wohn-
anteil auf das heute zulässige Mass aus dem gültigen Gestaltungsplan von 2012 beschränkt.
ln der Zentrumszone Zll bilden die aktuell vorhandenen Gewerbe- und Wohnflächen die Grund-
lage für das festgelegte Nutzungsmass. Die Ausnutzung solljedoch nicht erhöht werden. Dies
wäre aufgrund der Fluglärmbelastung auch nicht zulässig.

Ergänzungen zur Bau- und Zonenordnung

Die Bau- und Zonenordnung (BZO)wird im Wesentlichen in zwei Punkten geändert:

1. Ergänzung mit den Bestimmungen für die Zentrumszonen Zl und Zll
2. Anpassung der Bestimmungen zur Gestaltungsplanpflicht (Zweck)

Die weiteren Anpassungen erfolgen entweder im Zusammenhang mit den oben genannten
Anderungen oder sind redaktioneller Natur.

Wesentl iche Nutzungsbestimmungen

Es erfolgt keine Aufzonung. ln der Zentrumszone Zl kann dieselbe bauliche Dichte rea-
lisiert werden, welche gemäss gültigem öffentlichem Gestaltungsplan von 2012 bean-
sprucht werden kann. ln der Zentrumszone Zll ist die Baumassenziffer aus dem heuti-
gen Bestand abgeleitet.

ln der Zentrumszone Zl wird der Wohnanteil auf das heute zulässige Mass aus dem
gültigen Gestaltungsplan von 2012 beschränkt. ln der Zentrumszone Zll werden der Ge-
werbe- und Wohnanteil auf das heute vorhandene Mass beschränkt.

Die Nutzweise Wohnen wird in der Zentrumszone Zl bis zu 80% der gesamten Haupt-
nutzfläche gestattet; in der Zentrumszone Zll wird sie auf 33o/o der gesamten Hauptnutz-
fläche beschränkt, was dem heutigen Bestand entspricht. Dazu kommt die Einschrän-
kung, dass im Erdgeschoss der Zentrumszone Zll die Wohnnutzung ausgeschlossen
wird.

ln der Zentrumszone Zll wird die Nutzweise Dienstleistungsbetriebe, Läden, Gaststätten
u.ä. gemäss Bestand, d.h. bis maximal 43% der jeweils erstellten Hauptnutzfläche ge-
stattet. Betriebe der öffentlichen Venrualtung und der öffentlichen Dienste sind bis zum
maximal zulässigen Nutzungsmass gestattet.

a

a

a

a

a

ln beiden Zentrumszonen gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe lllfür Mischnutzungen, d.h.
es sind nur mässig störende Betriebe zulässig. Sie dürfen zudem keinen unverhältnis-
mässigen Verkehr auslösen.
ln beiden Zentrumszonen werden keine Dachformen vorgeschrieben bzw. ausge-
schlossen
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Kantonaler Mehrwertausgleich, Kosten

Es fällt kein kommunaler Mehnvertausgleich an. Der Kanton hingegen erhebt gemäss dem
Mehrutrertausgleichgesetz (MAG, LS 700.9) eine Abgabe auf Planungsvorteile bei Umzonungen
einer Zone für öffentliche Bauten, welche einer Einzonung gleichgesetzt wird. Sie beträgt 20%
des Mehnruerts, der durch die Einzonung entsteht, sofern der Mehrwert pro Parzelle nicht weni-
ger als Fr. 30'000.-- beträgt. Die Gemeinde hat ein Mehnruertgutachten erstellen lassen, in wel-
chem der Mehruvert jeder von der Umzonung in die Zentrumszonen betroffenen Parzelle er-
rechnet wurde. Der Kanton hat das Gutachten geprüft und akzeptiert. Er hat bereits Mehruvert-
prognosen errechnet und sie allen betroffenen Grundeigentümern zugestellt. Für die gemein-
deeignen Parzellen fällt gemäss kantonaler Prognose eine Mehnruertabgabe von Total
Fr. 66'039.- an.
Für die Parzelle Kat.-Nr. 3150 (auf welcher die Gemeindevenrvaltung steht) beträgt die Mehr-
wertabgabe voraussichtlich Fr. 5:20 pro m2, Total Fr. 9'848.--. Die Gemeinde übernimmt nebst
ihrem Anteil auch den Anteil der Stockwerkeigentümer der Seebnerstrasse 19 im Umfang von
Fr. 3'840.70 (gemäss Prognose), da sich für Letztere keinerlei Vorteile aus der Umzonung er-
geben.

Für die Parzelle Kat.-Nr. 3151 (auf welcher das Zentrum Breiti steht) beläuft sich der Betrag auf
Fr.22'691.* bzw. Fr. 4.60 pro m2.

Für jene Fläche der Parzelle Kat.-Nr. 3362 (im Gestaltungsplangebiet) welche von der Umzo-
nung betroffen ist, beträgt die prognostizierte Mehnrvertabgabe Fr. 11.60 pro m2, Total
Fr. 33'500.-.

Seite 78



PROTOKOLL DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

Versammlung vom Montag, 18. März 2024

q"
inkel

ABSCHIED DES GEMEINDERATES

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, folgende Beschlüsse zu fassen

1. Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung von
Art. 14 Zi'ffer 2 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird die Teilrevision der
kom m unalen N utzungsplanu ng festgesetzt, bestehend aus :

- Anderung der Bau- und Zonenordnung, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom
12. Dezember 2O23

- Anderung des Zonenplans, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom 12. Dezember
2023

2. Der Erläuternde Bericht nach Art.47 RPV zum Erlass "Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom
12. Dezember 2023 wird zur Kenntnis genommen.

3. Es wird auf die Behandlung des Berichts zu den gesamten Einwendungen aus der öffent-
lichen Auflage Teilrevision Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher Gestal-
tungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. Dezember 2023 in der Neufestsetzung des öf-
fentlichen Gestaltungsplans, Traktandum Nr. 2 hingewiesen.

4. Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestütztauf $ 89 des Planungs- und Baugesetzes
beantragt, die Teilrevision der kommunalen Nutzungsplanung zu genehmigen.

5. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Ziffer I festgesetz-
ten Akten in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich aus dem Genehmigungs-
verfahren als notwendig enveisen oder als Folge von Entscheiden aus Rechtsmittelver-
fahren ergeben. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.

6. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

Winkel, 1 8. Dezember 2023 GEMEINDERAT WINKEL

Der Präsident: Der Schreiber:
Marcel Nötzli Daniel Lehmann
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BERATUNG

Ressortvorsteher Dominik Bänninqer stellt die Teilrevision der Nutzungsplanung Zentrumsge-
biet mit einer Präsentation prägnant vor und erläutert die wesentlichen Punkte ausführlich.

Alessandro Pini führt aus, dass der Gemeinderat die Seebnerstrasse auf Tempo 20 begrenzen
möchte. Er findet die Rechtsvortritte in den Plänen merkwürdig, zumal diese bereits in der
Dorfstrasse unglücklich sind. Es gibt immer mehr Verkehr und Leute, trotzdem werden Strassen
zu Spielplätzen gemacht. Wie soll dies in Zukunft sein?

Ressortvorsteher Dominik Bänninqer antwortet auf diese Thematik, dass bei einer Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h die Fahrzeuge, bei einer Begegnungszone die Fussgängerinnen und
Fussgänger Vortritt haben. Die Bevölkerung äusserte im Rahmen der Partizipation diesen
Wunsch der Entschleunigung, weildamit die Sicherheit im Zentrum erhöht und das Dorfzentrum
mit dem Breitiplatz verbunden werden kann.

Martin Hoof hat zwei Fragen. Mit einer Begegnungszone würde der Busverkehr massiv behin-
dert, wobei die Anschlüsse in Rüti bereits knapp seien, die mit dieser Massnahme dann ver-
passt werden könnten. Ausserdem sind auf den Bildern immer Flachdächer dargestellt. Hat der
Gemeinderat den Wunsch, im Dorfzentrum Flachdächer zu realisieren?

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer stellt klar, dass mit zwei aufgehobenen Bushaltestellen
mehr Zeit für den Busbetreiber besteht. Dieses Temporegime ist mit dem Postautobetreiber
vorbesprochen und demzufolge seidie Einführung dieser Höchstgeschwindigkeit möglich, ohne
Anschlussprobleme.
ln den Unterlagen wird das Richtprojekt gezeigt. Darin sind die möglichen Masse für die Höhen,
Breiten und Tiefen abgebildet. Giebeldächer sind aufgrund der Vorgaben erlaubt, doch wird das
Bauprojekt zeigen, welche Dachform realisiert werden soll.

Ursula Verhein möchte wissen, wo die 80. % Wohnmöglichkeiten realisiert würden. Sie erachtet
es als sehr hoch, wenn es mit der Breiti-Uberbauung verglichen wird.

Ressortvorsteher Dominik Bänninqer gibt zu verstehen, dass maximal 80 % Wohnungen auf
den Baufeldern A, B und C angeboten werden dürfen. lm Zentrum besteht der Wunsch, das
restliche Angebot mit Gewerbe zu gewährleisten.

Der Sachverständiqe Daniel Christoffel ergänzt, wonach es sich hierbei um eine Mischnutzung
handelt. lm Erdgeschoss befinden sich die wichtigen Lagen, die für die Allgemeinheit nutzbar
gemacht würden. Die 80 % stellen eine Höchstbeschränkung dar. Erst das Projekt respektive
die Projekte werden aufzeigen, welche effektiven Nutzweisen gebaut werden sollen.

Die Sachverständiqe Anna Fässler klärt auf, dass diese Wohnnutzung von maximal 80 % be-
reits im heute gültigen Gestaltungsplan festgehalten ist. Die Wohnnutzung in der Breiti-Über-
bauung von 33 % bildet die heutige Situation und den heutigen Bestand ab.
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Werner Loosli möchte erfahren, was mit dem unterirdischen Bach geschieht.

Ressortvorsteher Dominik Bänninqer hält dazu fest, dass dieser eingedolt bleibt, was vom
AWEL bereits rechtskräftig bewilligt worden ist.

Zum Geschäft werden keine Anträge gestellt.
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ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlu ng

beschliesst
mit offensichtlicher Mehrheit:

1. Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung
von Art. 14Ziffer 2 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird die Teilrevi-
sion der kommunalen Nutzungsplanung festgesetzt, bestehend aus:
- Anderung der Bau- und Zonenordnung, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Ztl]" vom

12. Dezember 2023
- Anderung des Zonenplans, "Erlass Zentrumszonen [Zl und Zll]" vom 12. Dezem-

ber 2023

2. Der Erläuternde Bericht nach Art. 47 RPV zum Erlass "Zentrumszonen [ZI und Zll]"
vom 12. Dezember 2023wird zur Kenntnis genommen.

3. Es wird auf die Behandlung des Berichts zu den gesamten Einwendungen aus der
öffentlichen Auflage Teilrevision Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher
Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. Dezember 2023 in der Neufestset-
zung des öffentlichen Gestaltungsplans, Traktandum Nr. 2 hingewiesen.

4. Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestützt auf $ 89 des Planungs- und Baugeset-
zes beantragt, die Teilrevision der kommunalen Nutzungsplanung zu genehmigen.

5. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Zitrer I fest-
gesetzten Akten in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich aus dem Ge-
nehmigungsverfahren als notwendig erweisen oder als Folge von Entscheiden aus
Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu ma-
chen.

6. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

7. Mitteilung an:
7.1. Baudirektion des Kantons Zürich, Walcheplatz 2, Postfach, 8090 Zürich
7 .2. Bezirksrat Bülach, Bahnhofstrasse 3, 8180 Bülach
7.3. Abteilung Bau und Planung
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Beschluss Nr. 2 / Signatur 6.0.4.'1 / Geschäft 2019-917

Neufestsetzu n g des öffentlichen Gestaltu ngsplans "Dorfzentrum Wi nkel"

Antraq

Der Gemeindeversammlung wird beantragt, folgende Beschlüsse zu fassen

Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung von
Art. 14 Ziffer 4 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird der öffentliche Ge-
staltungsplans "Dorfzentrum Winkel" neu festgesetzt, bestehend aus:

- Situationsplan 1:500 öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom
12. Dezember 2023

- Vorschriften zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. De-
zember 2O23

il Dem Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" zwischen der Politischen Gemeinde
Winkel und der Genossenschaft LANDI Züri Unterland vom 18. Januar 2024 wird zuge-
stimmt.

ilt Der Bericht zu den gesamten Einwendungen aus der öffentlichen Auflage Teilrevision
Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum Win-
kel" vom 12. Dezember 2023 wird in zustimmendem Sinne zur Kenntnis genommen.

IV Der Planungsbericht nach Art. 47 RPV zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzentrum
Winkel" vom 12. Dezember 2023 wird zur Kenntnis genommen.

Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestützt auf $ 89 des Planungs- und Baugesetzes
beantragt, die Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel"
zu genehmigen.

Mit lnkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird der von
der Gemeindeversammlung am 18. Juni 2012 festgesetzte öffentliche Gestaltungsplan
Dorfzentrum aufgehoben.

Nach lnkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird der
Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" (Dispositiv Ziffer ll) im Grundbuch eingetra-
gen.

V

VI

vil
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VIII Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Ziffer I festge-
setzten und unter Dispositiv Ziffer ll genehmigten Akten in eigener Zuständigkeit vorzu-
nehmen, sofern sie sich aus dem Genehmigungsverfahren als notwendig enrveisen oder
als Folge von Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse sind
öffentlich bekannt zu machen.

lX. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.
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Beleuchtender Bericht

Allgemei nes zum Gestaltu ngsplan

Mit einem Gestaltungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine in orts-
baulicher, architektonischer, wohnhygienischer sowie landschaftlicher Hinsicht optimalen Über-
bauung eines bestimmten Gebietes geschaffen. Der Gestaltungsplan ist ein Planungsinstru-
ment, welches mit einer massgeschneiderten Bau- und Zonenordnung verglichen werden kann.
Das heisst, in einem Gestaltungsplan wird für ein bestimmtes Gebiet die Zahl, Lage, äusseren
Abmessungen sowie Nutzweise und Zweckbestimmung der Bauten geregelt. Ausserdem kön-
nen darin wichtige Festlegungen wie zum Beispiel über die Umgebungsgestaltung enthalten
sein.

Ausgangslage

Die Gemeindeverwaltung wurde in das Gebäude der ehemaligen Poststelle eingegliedert und
auf dem Gebiet des öffentlichen Gestaltungsplans Dorfzentrum vom Jahr 2012 wurden keine
neuen Gebäude erstellt. Weil von den im Gestaltungsplan enthaltenen Möglichkeiten kein Ge-
brauch gemacht wurde, wurde ihm der inhaltliche Sinn und Zweck entzogen. Dieser öffentliche
Gestaltungsplan ist jedoch nach wie vor rechtskräftig. Da in der aktuellen kommunalen Bau-
und Zonenordnung in Ziff . 10.5 eine Gestaltungsplanpflicht für das im Zonenplan festgehaltene
Gebiet vorgegeben ist, kann der öffentliche Gestaltungsplan von 2012 nicht ersatzlos aufgeho-
ben werden. Er muss neu aufgesetzt werden.

Bei der lntegration der LANDI Winkel-Rüti wurde von der LANDI Züri-Unterland eine Vergrös-
serung des Volg-Ladens gewünscht. Die Bäckerei soll die Möglichkeit erhalten, eine Cafeteria
einzurichten. Die im Dorfladen eingegliederte Postagentur und Metzgerei sollen sich räumlich
besser eingliedern. Der Gemeinderat begrüsst diese Absichten. Der Erhalt der Einkaufsmög-
lichkeiten für Güter des täglichen Bedarfs in der Gemeinde bildet für ihn ein zentrales Element
seiner Entwicklungsvorstellungen für das Zentrumsgebiet. Gemeinsam mit der LANDI be-
schloss er deshalb, die envünschten Nutzweisen sowie die generelle Entwicklung und Gestal-
tung im Dorfzentrum mit einer Testplanung zu prüfen.

Das aus der Testplanung hervorgegangene Ergebnis wurde weiterentwickelt zum Richtprojekt
"Dorfwiese". Diese Planungsschritte wurden in engem Kontakt mit der Bevölkerung vorgenom-
men. Dazu wurde ein Echoraum mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Bevölkerung einge-
richtet. Der Austausch mit den Fachplanern führte zu einem umfassenden Richtprojekt als
Grundlage für den vorliegenden formellen Gestaltungsplan.
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Wesentliche Festlegungen des Gestaltungsplans

Es werden innerhalb der Zentrumszone Zl drei Baubereiche geschaffen. Hauptgebäude
dürfen nur in diesen Baubereichen angeordnet werden. lnnerhalb der Baubereiche ist die
Platzierung der Gebäude grundsätzlich frei. Pro Baubereich werden die zulässigen Ge-
bäude- und Gesamthöhen und die maximale Baumasse für oberirdische Gebäude festge-
legt.

Der Baubereich A liegt in der neuen Parzelle der LANDI. Während im Erdgeschoss aus-
schliesslich Nutzungen in Form von Ladengeschäften mit Gütern des täglichen Bedarfs und
mit diesen in Zusammenhang stehenden gastronomische Nutzungen zulässig sind, sind im
Obergeschoss alle Nutzungen im Rahmen der Zentrumsvorschriften Zl erlaubt.

a

a

a

a

a

a

a

lm Baubereich B und C auf der neuen Parzelle der Gemeinde können die Nutzweisen Woh-
nen, Dienstleistung- und Gewerbebetriebe angeordnet werden. Voraussetzung ist, dass der
Anteil an Dienstleistungs- und Gewerbenutzung innerhalb des gesamten Geltungsbereichs
sowie jeweils separat pro Baubereich A und B mindestens 20o/o der Nettogeschossfläche
beträgt.

Zwischen den Gebäuden auf den Baubereichen A und B ist die geschlossene Bauweise
gestattet, damit die LANDI genügend Anordnungsspielraum für die Anlieferung hat. Hinge-
gen ist zwischen den Gebäuden auf den Baubereichen B und C die geschlossene Bauweise
nicht möglich.

Das Schutzobjekt <Altes Schulhaus> soll unverändert beibehalten werden. Es soll keine
Umnutzung zu Wohnzwecken erlaubt werden, fürwelche grössere Eingriffe in die erhaltens-
werte Bausubstanz genommen werden müssten.

Der Gestaltungsplan stellt höchste Ansprüche an die Gestaltung sowohl der Bauten als
auch der Freiräume. Die Erfüllung der Qualitätsanforderungen muss bei allen Baugesuchen
durch ein Fachgutachten bestätigt werden. Die Gestaltung der Freiräume ist in einem sepa-
raten Freiraumprojekt aufzuzeigen.

Die bauliche Umsetzung kann etappiert werden. Allerdings ist die Dorfwiese zwingend mit
der ersten Bauetappe auszuführen.

Die Tiefgaragen Zu- und Wegfahrt erfolgt ab der Seebnerstrasse. Ab der Tüfwisstrasse ist
die Erschliessung des gesamten Areals für die Notfall- und Unterhaltsdienste sowie die
Fussgänger geplant. Die Anlieferung des Dorfladens erfolgt im Einrichtungsverkehr zoti-
schen der Seebner- und der Tüfwisstrasse. Ein öffentliches Fusswegnetz verbindet die Frei-
räume und stellt den öffentlichen Charakter der Überbauung sicher.

10 öffentlich zugängliche Parkplätze werden entlang der Seebnerstrasse und deren 28 in
der Tiefgarage angeordnet. Letztere könnten provisorisch bis zum Bau einer zweiten Etappe
oberird isch angeordnet werden.

a
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a Zwischen der Gemeinde und der LANDI ist ein Dienstbarkeitsvertrag beurkundet worden,
welcher die Zugänglichkeit zu allen öffentlichen Flächen und Anlagen sichert.

Kommunaler Mehrwertausgleich

Bei der Umsetzung des vorliegenden öffentlichen Gestaltungsplans fällt kein kantonaler Mehr-
wertausgleich an. Ein kommunaler Mehrwertausgleich ist grundsätzlich fällig beiZonierungsän-
derungen (Umzonung, Aufzonung) und bei Mehrausnutzungen, die beiSondernutzungsplanun-
gen entstehen. Der kommunale Mehruvertausgleich kommt jedoch nicht zur Anwendung, weil
die rechtlichen Voraussetzungen dafür (Einführung des Mehnruertausgleichs in der BZO Winkel)
zum Zeitpunkt der Festsetzung des Gestaltungsplans noch nicht gegeben sind.
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ABSCHIED DES GEMEINDERATES

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, folgende Beschlüsse zu fassen

Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung von
Art. 14 Ziffer 4 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird der öffentliche Ge-
staltu ngsplans " Dorfzentru m Wi nkel" neu festgesetzt, bestehend aus :

- Situationsplan 1:500 öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. De-
zember 2023

- Vorschriften zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom 12. Dezem-
ber 2Q23

2. Dem Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" zwischen der Politischen Gemeinde Win-
kel und der Genossenschaft LANDI Züri Unterland vom 18. Januar 2024wud zugestimmt.

3. Der Bericht zu den gesamten Einwendungen aus der öffentlichen Auflage Teilrevision
Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel"
vom 12. Dezember 2023 wird in zustimmendem Sinne zur Kenntnis genommen.

4. Der Planungsbericht nach Art. 47 RPV zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzentrum
Winkel" vom 12. Dezember 2023wird zur Kenntnis genommen.

5. Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestützl auf $ 89 des Planungs- und Baugesetzes
beantragt, die Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel"
zu genehmigen.

6. Mit lnkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird der von
der Gemeindeversammlung am 18. Juni 2012 festgesetzte öffentliche Gestaltungsplan
Dorfzentrum aufgehoben.

7. Nach lnkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird der
Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" (Dispositiv Ziffer ll) im Grundbuch eingetra-
gen.

8. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Ziffer I festgesetz-
ten und unter Dispositiv Ziffer ll genehmigten Akten in eigener Zuständigkeit vorzuneh-
men, sofern sie sich aus dem Genehmigungsverfahren als notwendig enrveisen oder als
Folge von Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse sind öf-
fentlich bekannt zu machen.

9. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt

GEMEINDERAT WINKEL

Der Präsident: Der Schreiber:
Marcel Nötzli Daniel Lehmann

Winkel, 18. Dezember 2023
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BERATUNG

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer stellt die Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungs-
plans "Dorfzentrum Winkel" mit einer Präsentation prägnant vor und erläutert die wesentlichen
Punkte ausführlich.

Alessandro Pini fragt an, ob die Parkplätze in der Tiefgarage bewirtschaftet werden sollen.

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer antwortet darauf, dass diese Fragestellung noch nicht ab-
schliessend geklärt ist, sondern vermutlich Teil einer lnformationsveranstaltung sein wird.

Reto Marti möchte wissen, ob die Veranstaltungen im Breitisaal mit dem damit oft verbundenen
Verkehrschaos bei dieser Vorlage berücksichtigt wurde. Es wäre wichtig gewesen, mehr Park-
plätze zu realisieren, um die Breitistrasse nicht immer wieder sperren zu müssen.

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer gibt zu verstehen, dass für die Parkplätze anlässlich einer
Gemeindeversammlung noch ein Rahmenkredit beantragt wird. Aktuell werden durch den Bau
der Dorfwiese die 38 öffentlichen Parkplätze wegfallen, die mit diesem Gestaltungsplan aller-
dings wieder geschaffen werden. Je mehr unterirdische Parkplätze gebaut würden, desto teurer
wird der gesamte Rahmenkredit. Der Gestaltungsplan gibt allerdings nur ein Minimum von 28
unterirdischen Plätzen vor, deren Anzahljedoch erureitert werden kann.

Thomas Fritschi möchte erfahren, ob sämtliche 38 öffentlichen Parkplätze von Beginn weg zur
Verfügung stehen oder erst zu einem späteren, noch unbekannten Zeitpunkt.

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer klärt darüber auf, dass die 28 öffentlichen Parkplätze
oberirdisch gebaut würden, falls diese Parkplätze nicht in der Tiefgarage realisiert würden.
Diese 28 Parkplätze sind nicht für Wohnungen gedacht, sondern stehen ausschliesslich der
Offentlichkeit für das Dorfzentrum zur Verfügung. Werden Wohnungen in den Baufeldern B
und/oder C gebaut, werden dafür die Pflichtparkplätze in der Tiefgarage gebaut.

Mathias Brunner stellt fest, dass die 10 oberirdischen Parkplätze an der Seebnerstrasse direkt
an der Strasse geplant sind. Gibt es keine Variante, sodass diese Parkfelder nicht direkt an die
Strasse angrenzen.

Ressortvorsteher Dominik Bänninqer informiert darüber, dass verschiedene Varianten geprüft
wurden, insbesondere eine Ausrichtung der Parkfelder längs oder quer zur Strasse. Aus Sicht
des Gemeinderates ist die vorgeschlagene Variante die beste Lösung. Der Volg rutscht um eine
Trottoirbreite in den Osten, sodass Platz für ein Trottoir entsteht und die Fahrzeuge jenes nicht
mehr queren müssen. So ist diese Stelle für die Fussgängerinnen und Fussgänger weniger
gefährlich, zumal auch die Höchstgeschwindigkeit von 20 kmih eine Entschleunigung bringt.

Zum Geschäft werden keine Anträge gestellt.
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ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung

beschliesst
mit offensichtlicher Mehrheit:

1. Gestützt auf die SS 45 und 88 des Planungs- und Baugesetzes und in Anwendung von
Art. 14 Ziffer 4 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 wird der öffentliche
Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" neu festgesetzt, bestehend aus :

- Situationsplan 1:500 öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel" vom
12. Dezember 2023

- Vorschriften zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzentrum Winkel"
vom 12. Dezember 2023

2. Dem Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" zwischen der Politischen Gemeinde
Winkel und der Genossenschaft LANDI Züri Unterland vom 18. Januar 2024wird zu-
gestimmt.

3. Der Bericht zu den gesamten Einwendungen aus der öffentlichen Auflage Teilrevision
Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und öffentlicher Gestaltungsplan "Dorfzentrum
Winkel" vom 12. Dezember 2023 wird in zustimmendem Sinne zur Kenntnis genom-
men.

4. Der Planungsbericht nach Art.47 RPV zum öffentlichen Gestaltungsplan "Dorfzent-
rum Winkel" vom 12. Dezember 2023 wird zur Kenntnis genommen.

5. Der Baudirektion Kanton Zürich wird gestützt auf $ 89 des Planungs- und Baugeset-
zes beantragt, die Neufestsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum
Winkel" zu genehmigen.

6. Mit lnkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird der
von der Gemeindeversammlung am 18. Juni 2012 festgesetzte öffentliche Gestal-
tungsplan Dorfzentrum aufgehoben.

7. Nach Inkraftsetzung des öffentlichen Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" wird
der Vertrag "Begründung von Dienstbarkeiten" (Dispositiv Ziffer ll) im Grundbuch
eingetragen.

8. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an den unter Dispositiv Zlfter I festge-
setzten und unter Dispositiv Zitrer ll genehmigten Akten in eigener Zuständigkeit vor-
zunehmen, sofern sie sich aus dem Genehmigungsverfahren als notwendig erweisen
oder als Folge von Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Be-
schlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.
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9. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

10. Mitteilung an:
10.1. Baudirektion des Kantons Zürich, Walcheplatz 2, Postfach, 8090 Zürich
10.2. Bezirksrat Bülach, Bahnhofstrasse 3, 8180 Bülach
10.3. Abteilung Finanzen und Steuern
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Beschluss Nr. 3 / Signatur 6.0.4.1 / Geschäft 2019-917

Dienstbarkeitsverträge mit der LANDI Züri-Unterland

Antraq

Der Gemeindeversammlung wird beantragt, folgende Beschlüsse zu fassen

ln Anwendung von Art. 16 Ziffern 8 und 12der Gemeindeordnung vom 29. November
2O2Q wird der Vertrag "Tauschvertrag, Einräumung Kaufs- und Vorkaufsrecht, allenfalls
Vorhand, Vormiet-, Vorpachtrecht, Dienstbarkeitsverträge sowie Vereinbarung über den
Bau der Rampe und der Einstellhalle" vom 18. Januar 2024 genehmigt.

Nach Rechtskraft der Baubewilligung für den Neubau der LANDI Züri-Unterland wird der
Dienstbarkeitsvertrag im G ru nd buch ei ngetragen.

ilt Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an dem genehmigten Dienstbarkeitsver-
trag in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern es sich um untergeordnete Anderun-
gen aus dem Entscheid der Genossenschaftsversammlung der LANDI oder als Folge
von Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche BeschlüSse sind öffentlich
bekannt zu machen.

lV. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

Beleuchtender Bericht

Für die Realisierung des neuen Dorfladens an der geeignetsten Stelle im Gestaltungsplangebiet
soll ein Landtausch stattfinden und der LANDI zusätzliche Baumasse zur Verfügung gestellt
werden. Dazu sind Dienstbarkeitsverträge ausgearbeitetworden, welche ergänzend zu den Re-
gelungen in den nutzungsplanerischen lnstrumenten, baurechtliche Regelungen für die neuen
Gebäude und weitere Vereinbarungen zwischen den Parteien enthalten.

Die Gemeinde hat mit der LANDI dreiVerträge (Vorvertrag, Hauptvertrag I und Hauptvertrag ll)
erstellt. Sie wurden beim Grundbuchamt Bülach beurkundet.

Der Hauptvertrag l, Begründung von Dienstbarkeiten, sichert die öffentliche Zugänglichkeit der
Dorfwiese, der öffentlichen Fusswegverbindungen und der öffentlichen Parkplätze. Er bildet
eine zwingende Ergänzung des öffentlichen Gestaltungsplans und wird deshalb der Gemein-
deversammlung als Teil der Unterlagen) von Traktandum Nr. (gemäss Inhaltsverzeichnis) zur
Beschlussfassung vorgelegt.

Der Hauptvertrag ll, Tausch-, Einräumung Kaufs-, Vorkaufsrecht und Dienstbarkeitsverträge
sowie Vereinbarung über den Bau der Rampe und der Einstellhalle, regelt den Landtausch
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innerhalb des Gestaltungsplangebiets zwischen der Gemeinde und der LANDI und den Bau der
gemeinsamen Tiefgarage.

Den Vorvertrag über die spätere Begründung von Dienstbarkeiten hat der Gemeinderat in ei-
gener Kompetenz abgeschlossen. Es handelt sich dabei um Dienstbarkeiten, welche voraus-
sichtlich gebraucht werden, damit die LANDI und später die Gemeinde ihre Bauprojekte reali-
sieren können. Er wird der Gemeindeversammlung zur lnformation vorgelegt.

Wichtigste Regelungen

Damit der neue Dorfladen sowohl für die Kunden, wie auch für die Entwicklung des Dorf-
zentrums gut platziert ist, werden Teile der heutigen Grundstücke der LANDI und der Ge-
meinde getauscht. Das neue Grundstück der LANDI umfasst dieselbe Fläche, wie das heu-
tige Grundstück, nämlich 1'243 m2. Sowohl die LANDI wie auch die Gemeinde treten Flä-
chen an die Seebnerstrasse ab.

Für den Neubau des Dorfladens mit einem Obergeschoss benötigt die LANDI zusätzliche
oberirdische Baumasse zu den 3'400 m3, welche ihr bereits im gültigen Gestaltungsplan
zur Verfügung stehen. Sie verpflichtet sich, minimal 1'000 m3, maximal 1'500 m3 oberirdi-
sche Baumasse von der Gemeinde zu enruerben.

o

a

a

a

a

a

Die LANDI verpflichtet sich mit ihren Abstellplätzen auch die 28 öffentlichen Parkplätze in
der Tiefgarage zu errichten, vorausgesetzt der Bau des Dorfladens wird nicht verzögert und
die Winkler Stimmbevölkerung stimmt einem Antrag des Gemeinderats auf Kauf der 28
Parkplätze zu. Dieser Antrag wird der Gemeindeversammlung zu einem späteren Zeitpunkt
zur Beschlussfassung unterbreitet.

lm Gebäude des neuen Dorfladens erstellt die LANDI eine öffentliche Toilettenanlage für
die Besuchenden des Spielplatzes und der Dorfwiese sowie einen öffentlichen Lift mit Trep-
penhaus aus der Tiefgarage. Die dafür benötigte oberirdische Baumasse wird kostenlos
abgetreten, sofern die Anlagen ausschliesslich der Offentlichkeit dienen.

Die Gestaltung der Dorfiruiese und der gesamten Umgebung wie auch der Ubergänge zum
Strassenraum obliegt der Gemeinde. Sie erarbeitet dafür ein ganzheitliches Freiraumpro-
jekt. Das Freiraumprojekt wird der Gemeindeversammlung zu einem späteren Zeitpunkt zur
Beschlussfassung vorgelegt.

Der LANDI wird das Recht eingeräumt, angrenzend an ihre nördliche Grundstücksgrenze
im Saumbereich der Dorfirviese ein Gartencaf6 einzurichten.
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ABSCHIED DES GEMEINDERATES

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, folgende Beschlüsse zu fassen

1. ln Anwendung von Art. 16 Zilfern 8 und 12 der Gemeindeordnung vom 29. November
2020 wird der Vertrag "Tauschvertrag, Einräumung Kaufs- und Vorkaufsrecht, allenfalls
Vorhand, Vormiet-, Vorpachtrecht, Dienstbarkeitsverträge sowie Vereinbarung über den
Bau der Rampe und der Einstellhalle" vom 18. Januar 2024 genehmigt.

2. Nach Rechtskraft der Baubewilligung für den Neubau der LANDI Züri-Unterland wird der
Dienstbarkeitsvertrag im G ru nd buch ei ngetragen.

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an dem genehmigten Dienstbarkeitsver-
trag in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern es sich um untergeordnete Anderun-
gen aus dem Entscheid der Genossenschaftsversammlung der LANDI oder als Folge von
Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse sind öffentlich be-
kannt zu machen.

4. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

Winkel, 1 8. Dezemtoer 2Q23 GEMEINDERAT WINKEL

Der Präsident: Der Schreiber:
Marcel Nötzli Daniel Lehmann

Seite 94



PROTOKOLL DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

Versammlung vom Montag, 18. März 2024 l'n ket
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BERATUNG

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer stellt die Dienstbarkeitsverträge mit der LANDI Züri-Un-
terland mit einer Präsentation prägnant vor und erläutert die wesentlichen Punkte ausführlich.

RPK-Vizepräsident Roqer von Euw führt kurz die Begründungen an, warum die Rechnungsprü-
fungskommission der Versammlung den Antrag zur Genehmigung vorschlägt.

Kuno Bühler fragt an, wo die Parkplätze für das Provisorium geplant sind.

Der Sachverständiqe Daniel Christoffel antwortet, dass diese provisorischen Parkplätze im Bau-
feld C Platz finden. Sie bleiben aber nur so lange bestehen, bis die Landi im Gebäude A ein-
zieht.

Mathias Brunner hält fest, dass die Anlieferung für das Ladengeschäft über die Tüfwisstrasse
führt, welche ein Schulweg darstellt. Gibt es die Möglichkeit, die Anlieferungszeiten für den La-
den zeitlich zu beschränken.

Der Sachverständiqe Daniel Christoffel gibt zu verstehen, dass diese Fragestellung in den Un-
terlagen nicht geregelt ist. Allenfalls könnte ein Reglement zwischen der Gemeinde und der
Landi mit Zeitfenstern abgeschlossen werden.

Walter Kipfer als Vertreter der LANDI Züri-Unterland klärt hierzu auf, dass täglich 19 Läden
beliefert werden müssen, womit auf einzelne Standorte wenig Einflussmöglichkeiten bestehen.
Würden die Anlieferungszeiten begrenzt, wäre dies ein massiver Eingriff in die Logistik und
kaum möglich. Allerdings ist von einem grossen und ein paar kleineren Lastwagen pro Tag
auszugehen, sodass dieser Verkehr nicht sehr hoch sein sollte.

Ressortvorsteher Dominik Bänninoer ergänzt, dass es sich bei der Anlieferung um einen Ein-
wegverkehr handelt. Die Schulwegsicherheit steht im lnteresse aller und wird noch genauer
überprüft.

Zum Geschäft werden keine Anträge gestellt
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ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung

beschliesst
mit offensichtlicher Mehrheit:

1. ln Anwendung von Art. 16 Zitlern 8 und 12 der Gemeindeordnung vom 29. November
2020 wird der Vertrag "Tauschvertrag, Einräumung Kaufs- und Vorkaufsrecht, allen-
falls Vorhand, Vormiet-, Vorpachtrecht, Dienstbarkeitsverträge sowie Vereinbarung
über den Bau der Rampe und der Einstellhalle" vom 18. Januar 2024 genehmigt.

2. Nach Rechtskraft der Baubewilligung für den Neubau der LANDI Züri-Unterland wird
der Dienstbarkeitsvertrag im Grundbuch eingetragen.

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an dem genehmigten Dienstbarkeits-
vertrag in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern es sich um untergeordnete
Anderungen aus dem Entscheid der Genossenschaftsversammlung der LANDI oder
als Folge von Entscheiden aus Rechtsmittelverfahren ergeben. Solche Beschlüsse
sind öffentlich bekannt zu machen.

4. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

5. Mitteilung an:
5.1. Bezirksrat Bülach, Bahnhofstrasse 3,8180 Bülach
5.2. Abteilung Finanzen und Steuern
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Gemeinsame Ausführungen zu den Vorlagen 1 bis 3
Teilrevision der Nutzungsplanung Zentrumsgebiet und
Neufestsetzu ng öffentl icher Gestaltu ngsplan "Dorfzentru m Wi nkel" sowie
Dienstbarkeitsverträge mit der LANDI Züri-Unterland

Kostenfolgen

Die Kosten für die Überarbeitung von kommunalen Nutzungsplänen und öffentlichen Gestal-
tungsplänen gelten aufgrund ihrer Festsetzungspflicht gemäss $ 45 Planungs- und Baugesetz
(PBG) als gebunden. Der Gemeinderat hat im Rahmen seiner Kompetenzen die über die Pla-
nungsjahre benötigten Mittel in einem Verpflichtungskredit gesprochen. Dieser ist in der lnves-
titionsrechnung der Gemeinde Winkel ausgewiesen.

Die LANDI zahlt, aufgrund ihrer Beteiligung bzw. ihrem lnteresse an der Anderung des öffentli-
chen Gestaltungsplans, einen Drittel der Bearbeitungskosten beider Planungsgrundlagen.

Von den 5'782 m2 des heutigen Grundstücks Kat.-Nr. 3362 der Gemeinde befinden sich
3'767 m2im Verurraltungsvermögen und 2'015 m2 im Finanzvermögen. Die Fläche der Dorfwiese
und diejenigen Quadratmeter, welche an die Seebnerstrasse abgetreten werden, bleiben im
Verwaltungsvermögen. Die Fläche für die unterirdisch angelegten 28 öffentlichen Parkplätze
bleibt im Finanzvermögen. Die restliche Grundstücksfläche wird ebenfalls dem Finanzvermö-
gen zugerechnet. Die genaue Abgrenzung und Überführung allfälliger Restflächen aus dem
Verwaltungs- ins Finanzvermögen kann erst erfolgen, wenn die Bauprojekte der LANDI und des
Freiraums abgeschlossen sind und damit die genauen Masse der einzelnen Nutzungen vorlie-
gen.

Der Verkehrswert der Grundstücke, sowohl der LANDI wie auch der Gemeinde, beträgt gemäss
Mehrwertgutachten Fr. 1'814.-- pro m2. Dieser Preis wurde von beiden Partnern als Grundlage
für die Vertragsgestaltungen vereinbart, unter anderem auch als Wert der Landanteile, welche
an die Strassenparzelle abgetreten werden. Da ein grosses öffentliches lnteresse am Betrieb
eines Ladens mit dem Sortiment des Volg sowie an einer Metzgerei und Bäckerei mit Cafeteria
besteht, soll der LANDI eine Ermässigung von 10% auf dem ausgewiesenen Verkehrswert von
Fr. 1'814.- gewährt werden.

Der Preis der oberirdischen Baumasse, welche die LANDI für die Realisierung ihres neuen Ge-
bäudes von der Gemeinde eruverben muss, beträgt zweidrittel des vereinbarten Landpreises,
gerundet Fr. 1'088.--. Die oberirdische Baumasse, welche für die öffentliche Toilettenanlage
und Aufgang/Lift aus der Tiefgarage benötigt werden, wird der LANDI nicht in Rechnung gestellt
bzw. zu 50%, wenn die Anlagen nicht ausschliesslich der Offentlichkeil zur Verfügung stehen.
Die Gemeinde erhält somit zwischen rund Fr. 1'020'000.-- (für 1'000 m3 Baumasse) und rund
Fr. 1'600'000.-- (für 1'500 m3 Baumasse) Finanzvermögen.

Aus dem Landtausch zwischen der LANDI und der Gemeinde ergeben sich keine Ausgleichs-
zahlungen. Die gegenseitig eingeräumten Nutzungsrechte, Mitbestimmungsrechte, Grenz-, Nä-
herbau- und Fahnruegrechte zwischen der LANDI und der Gemeinde als Grundeigentümerinnen
werden unentgeltlich eingeräumt. Die Fahr- und Fusswegrechte für die Öffentlichkeit werden
usanzgemäss ebenfalls nicht quantifiziert.
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Die Mehnruertabgabe an den Kanton aus der Teilrevision der Nutzungsplanung beträgt gemäss
Prognose für alle gemeindeeigenen Grundstücke Fr. 66'039.--. An die Mehnruertabgabe für das
Grundstück Kat.-Nr. 3362 von prognostiziert Fr. 33'500.-- entrichtet die LANDI der Gemeinde
Fr. 4.234 pro m3 transferierter oberirdische Baumasse. Für die Anzahl oberirdische Baumasse
für die (ausschliesslich) öffentliche Toilettenanlage und Aufgang/Lift wird keine Entschädigung
fällig. Die Gemeinde erhält somit zwischen rund Fr.3'980.-- (für 1'000 m3 Baumasse) und
Fr.6'224.- (für 'l'500 m3 Baumasse).

Gemäss Art. 16 Ziffer I und 12 der Gemeindeordnung vom 29. November 2020 ist die Gemein-
deversammlung zuständig für den Enr'rerb von Liegenschaften des Finanzvermögens und die
Einräumung von Baurechten und die Begründung anderer dinglicher Rechte des Finanzvermö-
gens im Wert von mehr als Fr. 1'500'000.--.

Schlussbemerkungen

Der gültige öffentliche Gestaltungsplan Dorfzentrum aus dem Jahr 2012 ist nicht mehr sachge-
recht und die Nutzweisen der Gebäude im Zentrum Breiti sind teilweise nicht zonenkonform.
Um das Ziel der lnitiative aus dem Jahr 2007, die Entwicklung eines qualitätsvollen Gemeinde-
zentrums mit Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungsbetrieben unter den inzwischen geän-
derten Rahmenbedingungen zu ermöglichen, müssen die Planungsinstrumente angepasst wer-
den. Damit die LANDI einen Neubau erstellen kann, müssen ergänzend zu den Regelunqen in
diesen Planungsinstrumenten Dienstbarkeiten vereinbart und ein Landtausch sowie eine Uber-
tragung von Baumasse beschlossen werden.

Abstimmungsempfehlung des Gemeinderates zu allen drei Vorlagen

Der Gemeinderat erachtet die drei Vorlagen als angemessen, zweck- sowie recht-
mässig. Er empfiehlt den Stimmberechtigten, die vorliegende Teilrevision der Nutzungsplanung
Zentrumsgebiet festzusetzen und die Neufestsetzung des öffentlichen
Gestaltungsplans "Dorfzentrum Winkel" zu genehmigen wie auch den beiden Dienstbarkeits-
verträgen mit der LANDI Züri-Unterlagen zuzustimmen beziehungsweise sie zu genehmigen.

Winkel, 18. Dezember 2023 GEMEINDERAT WINKEL

Der Präsident: Der Schreiber:
Marcel Nötzli Daniel Lehmann
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Beschluss Nr. 4 / Signatur 0.0.1.2 / Geschäft 2019-805

Erlass der totalrevidierten Polizeiverordnung der Gemeinde Winkel

Antras

Der Gemeindeversammlung wird beantragt, folgenden Beschluss zu fassen:

Die totalrevidierte Pol izeiverord nu ng der Gemei nde Wi nkel wird genehmi gt.
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Beleuchtender Bericht

Das Wichtigste in Kürze

Die aktuelle Polizeiverordnung datiert aus dem Jahr 2006. Seither haben sich diverse gesetzli-
che Grundlagen geändert, die auch Einfluss auf die Winkler Verordnung nehmen. lnsbesondere
das übergeordnete kantonale Recht hat diverse Themen oder Sachverhalte geregelt, die in der
aktuellen Fassung der Winkler Polizeiverordnung beschrieben sind. Weil das übergeordnete
Recht dem Gemeinderecht vorgeht, wären diese Bestimmungen der gültigen Polizeiverordnung
nicht mehr anwendbar. Deshalb erachtet der Gemeinderat eine Totalrevision der Polizeiverord-
nung als nötig und angezeigt.

Ausserdem ergaben sich gesellschaftliche Entwicklungen, die mit der neuen Polizeiverordnung
abgebildet werden sollen. So hat sich leider das Littering auch in der Gemeinde Winkel verbrei-
tet und die ldentifikation der Verursacher kann durch die heutigen Möglichkeiten kaum ermittelt
werden.

Aus diesem Grund soll mit der neuen Polizeiverordnung die Grundlage für die Videoübenva-
chung des öffentlichen Grundes geschaffen werden, um einerseits solche Verschmutzungen
aufgrund der Ubenruachung zu vermeiden und andererseits im Ereignisfall die Täterschaft ein-
facher zu ermitteln.

Viele Bestimmungen sind jedoch inhaltlich übernommen und in eine sinnvolle Gesetzessyste-
matik eingebettet worden.

Die neue Verordnung wurde unter Zusammenarbeit der Abteilungen Sicherheit und Umwelt,
Werke und Forst sowie der Gemeindekanzlei erarbeitet. Sie wurde im Entwurf auch der Ge-
meindestelle für Landwirtschaft (früher Ackerbaustelle) als auch den politischen Parteien zur
Prüfung und Antragstellung zugestellt. Die einzige beantragte Anderung wurde wörtlich in die
Vorlage aufgenommen. Ansonsten stiess der Entwurf auf Zustimmung oder blieb unbeantwor-
tet.

Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung, die Vorlage anzunehmen und der to-
tal revid ierten Pol izeiverord n ung zuzustim men.

Vorgeschichte

Die aktuelle Polizeiverordnung datiert aus dem Jahr 2006. Seither haben sich diverse gesetzli-
che Grundlagen geändert, die auch Einfluss auf die Winkler Verordnung nehmen.

Seit dem 1. Juli 2009 ist beispielsweise das kantonale Polizeigesetz (PolG, LS 550.1) in Kraft,
worin viele Sachverhalte aus dem ersten Kapitel der aktuell gültigen Fassung der Winkler Poli-
zeiverordnung stipuliert sind.

Seite 101



PROTOKOLL DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

Versammlung vom Montag, 18. Mär22024 l'n kel

Das zweite Kapitel "Einwohnerkontrolle" wird seit dem Jahr 2016 respektive 2018 im kantonalen
Recht über das Meldewesen und die Einwohnerregister geregelt, wodurch diese kommunalen
Bestimmungen keine direkte Anwendung mehr finden.

Auch im Waffenrecht, Tierschutzrecht und Abfallrecht (um nur einige Grundlagen zu nennen)
sind Sachverhalte geregelt, die direkt anwendbar sind und die kommunalen Bestimmungen
übersteuern.
Deshalb erachtet der Gemeinderat eine Totalrevision der Polizeiverordnung als nötig und an-
gezeigt.

Ausserdem ergaben sich gesellschaftliche Entwicklungen, die mit der neuen Polizeiverordnung
abgebildet werden sollen. So hat sich leider das Littering auch in der Gemeinde Winkel im Um-
feld der Schulhäuser oder Sammelstellen verbreitet und die ldentifikation der Verursacher kann
durch die heutigen Möglichkeiten kaum ermittelt werden.

Aus diesem Grund soll mit der neuen Polizeiverordnung die Grundlage für die Videoüberwa-
chung des öffentlichen Grundes geschaffen werden, um einerseits solche Verschmutzungen
aufgrund der Uberurachung zu vermeiden und andererseits im Ereignisfall die Täterschaft ein-
facher zu ermitteln.

Viele Bestimmungen sind jedoch inhaltlich übernommen und in eine sinnvolle Gesetzessyste-
matik mit aktuellen Formulierungen eingebettet worden. Ausserdem wurden Artikel angepasst
oder gänzlich gestrichen, wenn das übergeordnete Recht Anwendung findet.

Vorgehen

Die Ausarbeitung der totalrevidierten Polizeiverordnung erfolgte durch die Gemeindekanzlei zu-
sammen mit der Abteilung Sicherheit und Umwelt. Der erste Entwurf wurde auch den betroffe-
nen Gemeindevenrualtungsabteilungen zur Prüfung und Antragstellung zugestellt, insbesondere
der Abteilung Werke und Forst.

Nach der Rückmeldung und Aufnahme respektive Verwerfung der gemachten Anträge wurde
der angepasste Entwurf der Gemeindestelle für Landwirtschaft (früher Ackerbaustelle) zuge-
stellt. Die zuständige Person beantragte eine Anderung, die unverändert in die Vorlage aufge-
nommen wurde.
lm Anschluss daran wurden die politischen Ortsparteien zur Vernehmlassung eingeladen.
Keine der Parteien beantragte eine Anderung oder Ergänzung des Entwurfes, weshalb der Ge-
meinderat gestützt auf Art. 13 Zrtf . 3 der Gemeindeordnung den Entwurf zuhanden der Gemein-
deversammlung zum Erlass verabschiedete. Die Stimmberechtigten haben die Möglichkeit, die
Vorlage im Detail zu beraten und gegebenenfalls Anderungen daran vorzunehmen.

Wenn die Stimmberechtigten der neuen Polizeiverordnung an der Gemeindeversammlung zu-
stimmen, wird sie am 1. Juli 2024 in Kraft treten, sofern kein Rechtsmittel dagegen ergriffen
wird.
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ln diesem Fallwürde der Gemeinderat in einem separaten Dokument die Einzelheiten der Über-
wachung des öffentlichen Grundes festlegen (vgl. {rt.24 Abs. 2 der Vorlage). Dabei sind selbst-
verständlich die Datenschutz- und Persönlichkeitsrechte einzuhalten. Dafür gibt es klare Vor-
gaben der Datenschutzbeauftragten des Kantons Zürich. So ist die Videoüberwachung bei-
spielsweise am Ort erkennbar zu machen, die Überwachungszeit, Datenaufbewahrung, -aus-
wertung, -sicherheit und -weitergabe sind zu regeln. Selbstverständlich ist das lnformationszu-
gangsrecht zu gewähren und die Verhältnismässigkeit muss gegeben sein. Somit dürfen an-
dere Schutzmassnahmen nicht zum Erfolg geführt haben und der Schutz von Personen oder
Sachen sowie präventive Verhinderungen von Widerhandlungen ohne Übenruachung unmög-
lich gewesen sein.
Auch eine Bussenliste kann der Gemeinderat für die Ubertretungen im Ordnungsbussenverfah-
ren definieren (vgl. Art. 32 Abs. 2 der Vorlage).

Wird die Vorlage vollständig abgelehnt, bleibt die aktuell gültige Polizeiverordnung weiterhin in
Kraft. Die im übergeordneten Recht behandelten Sachverhalte sind gestützt auf die kantonalen
oder.eidgenössischen Grundlagen zu behandeln und die kommunalen Regelungen gelten nicht.
Die Uberuvachung des öffentlichen Grundes darf in diesem Fall nicht vorgenommen werden, da
es dafür eine kommunale gesetzliche Grundlage bedarf, die nicht vorläge.

Die wichtigsten Anderungen im Uberblick

Der Entwurf ist übersichtlich strukturiert und führt grundsätzlich nur diejenigen Regelungen auf,
die nicht übergeordnet legiferiert sind oder weist ausdrücklich auf diese gesetzlichen Grundla-
gen hin. Dem Gemeinderat ist es dabei ein zentrales Anliegen, die bisher praktizierten Vorga-
ben nicht zu verändern, sondern neu zu formulieren sowie in sinnvollen Kapiteln zusammenzu-
fassen.

Folgende Anpassungen sind in der Polizeiverordnung schwergewichtig vorgesehen

Artikel Neuerunq Bemerkunqen
Art. 13 Das Einbringen sowie das Dul-

den von gebietsfremden Pflan-
zen gemäss eidgenössischer
Freisetzungsverordnung ist
verboten. Die zuständige Abtei-
lung kann Massnahmen gegen
die Verbreitung von invasiven
Neophyten oder deren Vernich-
tung anordnen.

lnvasive Neophyten vermehren sich sehr
stark und überuruchern in rasantem Tempo
auch Flächen, die unter Naturschutz stehen.
Dadurch bedrängen sie die teils seltenen und
bedrohten einheimischen Arten. Damit ge-
hen die Artenvielfalt und Biodiversität in Win-
kel zurück. Damit sich diese in Winkel bereits
vorhandenen Pflanzen nicht weiterverbreiten
und bestenfalls zurückgedrängt werden kön-
nen, sind Massnahmen durch die Gemeinde
anzuordnen und die Vernichtung zu verfü-
qen.

Art. 14 Abs
7

Vom Grundsatz der Ruhezeiten
ausgenommen sind:

Dem Gemeinderat ist es wichtig, die ländli-
chen Attribute im Dorf weiterhin leben zu kön-
nen. Deshalb sollen auch Tierglocken aus-
serhalb von Wohnoebieten erlaubt bleiben.
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Das Läuten und Schla-
gen der Glocken des Ge-
bäudes "Dorfstrasse 2";
Das Läuten von Tierglo-
cken ausserhalb von
Wohngebieten;
Offentliche und private
Schneeräumungsarbei-
ten, wobei letztere nach
Möglichkeit ausserhalb
der Ruhezeiten erfolgen
sollen;
Reparaturarbeiten von
unvorhergesehenen Er-
eignissen wie Wasser-
rohrleitungsbrüche, Un-
wetterschäden usw.

Das Läuten und Schlagen des alten Schul-
und Veruvaltungsgebäudes an der
Dorfstrasse 2 soll auch ausserhalb der Ruhe-
zeiten weiterhin möglich sein und entspricht
der Regelung gängiger Praxis.
Auch die wichtigen sicherheits- und gesund-
heitsrelevanten Aufgaben der Schneeräu-
mung oder Reparatur von Wasserrohrlei-
tungsbrüchen müssen zu allen Zeiten mög-
lich sein. Damit soll die Bevölkerung so rasch
als möglich vor gesundheits- oder sicher-
heitsrelevanten Schäden geschützt werden.

\rt.24 Der Gemeinderat kann die ört-
lich begrenzte Üben,rachung
des öffentlichen Grundes mit
Videokameras bewilligen, wel-
che die Personenidentifikation
zulassen, wenn der Einsatz
zum Schutzvon Personen und
Sachen geeignet und erforder-
lich ist. Der Gemeinderat regelt
die Einzelheiten in einem sepa-
raten Reqlement.

Damit sollen Personen und Sachen im öffent
lichen Eigentum geschützt werden. Einer-
seits ist damit eine präventive Wirkung zu er-
warten, im Ereignisfall aber andererseits
auch die Möglichkeit vorhanden, die Strafver-
folgung der Täterschaft zu erleichtern.

Weitere Begründungen und Überlegungen zum Entwurf der totalrevidierten Polizeiverordnung
können der Synopse (auf der Website www.winkel.ch oder in der ergänzenden Broschüre). ent-
nommen werden.

Bemerkung

Der vorliegende Entwurf einer totalrevidierten Polizeiverordnung wurde sorgfältig ausgearbeitet
und wird in der Vernehmlassung von den internen Verwaltungseinheiten sowie den politischen
Ortsparteien unterstützt respektive stiess auf keinen Widerstand. Der Erlass enthält - soweit
bekannt - nur noch Sachverhalte, die kommunal zu regeln und übergeordnet nicht stipuliert sind.
Teilweise wird bewusst auf das übergeordnete Recht veruviesen. Durch die Streichung von un-
nötigen Bestimmungen, die inzwischen übergeordnet erlassen wurden, kann der Gemeindever-
sammlung eine übersichtliche Verordnung zur Genehmigung präsentiert werden.
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Abstimmungsempfehlung des Gemeinderates

Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung, die Vorlage anzunehmen und damit
der total revid ierten Polizeiverord n ung zuzustim men.
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ABSCHIED DES GEMEINDERATES

1. Der vorliegende Entwurf zum Erlass der totalrevidierten Polizeiverordnung der Gemeinde
Winkelwird genehmigt und zur Beschlussfassung der Gemeindeversammlung unterbrei-
tet.

2. Der Beleuchtende Bericht zur Vorlage wird genehmigt.

3. Die Gemeindeversammlung findet voraussichtlich am 18. März 2024 shatt.

4. Der Gemeindeversammlung wird beantragt, folgenden Beschluss zu fassen:

Die totalrevidierte Polizeiverordnung der Gemeinde Winkel wird genehmigt.

5. Die Rechnungsprüfungskommission wird eingeladen, die Vorlage zu prüfen und ihren Ab-
schied zuhanden der Gemeindeversammlung zu erstellen (Ablieferung an Gemeinde-
kanzlei bis spätestens 25. Januar 2024).

Winkel, 15. Januar 2024 GEMEINDERAT WINKEL

Der Präsident: Der Schreiber:
Marcel Nötzli Daniel Lehmann
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ANTRAG RECHNUNGSPRUFUNGSKOMMISSION

REcHNUNGSpRÜruuesKoMMIssIoII WIIKEL

inkel

eRxIAnUNG UND ANTRAG DER REcHNUI,TcspnüFuNGs.
KOMMISSION DER POLITISCHEH GEMEINDE WNKEL

Politische Gemeinde Winkel

Frlass der totalrevidierten Polizeiverordnung der Gemeinda Winkel,
Antng und beleuchtender Baricht

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag und den beleuchtenden Bericht der Poli-

tischen Gemeindo Winkel zuhanden der Gemeindeversammlung, betreffend die totalrevidiene
Polizeiverordnung, an ihrer SiEung vom 22. Januar 2024 geprüft.

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, folgenden Be-

schluss zu fassen:

r Ole totalrevldlerte Polizelverordnung der Gemolnde Winkelwlrd genehmlgt.

Winkel, 22. Jenuar 2024

RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION WNKEL

Der Vizepräsident: Der Aktuar:

q"

Organisation

Betreff

Roger von Euw
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BERATUNG

Ressortvorsteher Marcel Nötzli stellt die totalrevidierte Polizeiverordnung mit einer Präsentation
vor und erläutert die wesentlichen Punkte ausführlich.

RPK-Vizepräsident Roqer von Euw führt kurz die Begründungen an, warum die Rechnungsprü-
fungskommission der Versammlung den Antrag zur Genehmigung vorschlägt.

Konrad Weiql fragt an, ob die Gemeinde die Beseitigung von bestehenden Neophyten verfügen
wird und wer für die Kosten aufzukommen hat. Ausserdem hat er Bedenken hinsichtlich des
Persönlichkeitsschutzes bei Videoübenruachungen und stellt die Frage, wer die Löschung der
so erhobenen Daten kontrolliert.

Ressortvorsteher Marcel Nötzli stellt klar , dass die Gemeinde bei möglichen Beseitigungen an
den Verhältnismässigkeitsgrundsatz gebunden ist und voraussichtlich keine flächendeckenden
Kontrollen durchführen wird. Michel Kern als Fachspezialist kann aber darüber informieren, wo
heute überall bereits Neophyten auf dem Gemeindegebiet vorkommen.
Hinsichtlich der Videoüberuvachungen hält sich der Gemeinderat und die Venvaltung selbstver-
ständlich an die gesetzlichen Regelungen. Die Datenschutzbeauftragte des Kantons Zürich
macht hierbei Vorgaben, die eingehalten werden.

Heidi Tarelli führt aus, dass sie sich über weggeworfene Aludosen am Strassenrand der Emb-
racherstrasse stört, die sie bereits einige Male selbst aufgehoben hat. Ausserdem gibt es Orte
in der Gemeinde, die mutwillig zerstört werden könnten.

Ressortvorsteher Marcel Nötzli hält dazu fest, dass die Videoüberwachung die Möglichkeit bie-
tet, durch eine präventive Wirkung solche Situationen zu verhindern oder dann die verantwort-
lichen Personen eher zu identifizieren.

Reto Rüetschi fragt nach der Verhältnismässigkeit hinsichtlich der Neophyten. Er erkundigt sich,
wie häufig diese invasiven Pflanzen momentan vorkommen.

Ressortvorsteher Marcel Nötzli gibt zu verstehen, dass sie oft beobachtet werden und eine Zu-
nahme zu vermuten ist.

Jochen Favmonville möchte wissen, ob auch die Videoübenvachung auf privatem Grund, bei
welcher öffentlicher Grund mitgefilmt wird, mit der Polizeiverordnung geregelt ist. Diese Sach-
lage kommt immer häufiger vor.

Ressortvorsteher Marcel Nötzli e rklärt, dass dieser Fall nicht geregelt ist. Wenn Privatpersonen
öffentlichen Grund filmen, müssen diese Personen aufpassen, was sie genau aufnehmen. Dies
könnte sogar strafrechtlich verboten sein.

Zum Geschäft werden keine Anträge gestellt.
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ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlu ng

beschliesst
mit offensichtlicher Mehrheit:

1. Die totalrevidierte Polizeiverordnung der Gemeinde Winkelwird genehmigt:

2. Mitteilung an:
2.1 . Bezirksrat Bülach, Bahnhofstrasse 3, 8180 Bülach
2.2. Abteilung Sicherheit und Umwelt
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Schluss der Versammlung

Die Stimmberechtigten erheben auf Anfrage hin keine Einwände gegen die Versammlungsfüh-
rung und die Geschäftsbehandlung. Gemeindepräsident Marcel Nötzli belehrt über die Rechts-
mittel sowie das Protokolleinsichtsrecht. Er schliesst den offiziellen Teil der Politischen Ge-
meinde Winkel mit dem Dank für die Teilnahme um 21.25 Uhr.

Für die Richtigkeit des Protokolls
Der Gemeindeschreiber

Genehmigunq des Protokolls

Die Richtigkeit des Protokolls, welches von allen Unterzeichnenden geprüft wurde, bezeugen

Der Gemeindepräsident:

M tu4-
Die Stimmenzähler

APa
fl

-s-
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